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3.2 Das Vorschriften- und Regelwerk der 
Unfallversicherungsträger

3.2.1 Berufsgenossenschaftliche Vorschriften 
(früher Vorschriften der Berufsgenossenschaften = 
Unfallverhütungsvorschriften)

Grundlage der Arbeit der Berufsgenossenschaften bildet das Sozialgesetzbuch VII
(Gesetzliche Unfallversicherung) (siehe Kapitel 2.3). Aufgrund des § 15 SGB VII
(früher § 701 der RVO – Reichsversicherungsordnung) erlassen die Berufsgenos-
senschaften Vorschriften, die für die versicherten Unternehmen (Arbeitgeber)
rechtsverbindlich sind und dem Schutz der Arbeitnehmer gegenüber Gefahren für
Leben und Gesundheit aus beruflicher Tätigkeit dienen. Diese Unfallverhütungs-
vorschriften (UVV), jetzt Berufsgenossenschaftliche Vorschriften (BGV), dienen
zusammen mit ihren Durchführungsanweisungen dem Unternehmer (Arbeitgeber)
als Richtschnur zum Handeln.
Die Durchführungsanweisungen zu den Unfallverhütungsvorschriften (BGV)
ergänzen beispielhaft konkrete Hinweise, wie die in den UVV formulierten
Schutzziele zu erreichen sind. Darüber hinaus erläutern die Durchführungsanwei-
sungen die Vorschriften des Normtextes und geben Hinweise auf eventuell anzu-
wendende technische Regeln.
Die Unfallverhütungsvorschriften werden bei den gewerblichen Berufsgenossen-
schaften von Fachausschüssen und bei den Unfallversicherungsträgern der öffent-
lichen Hand von Fachgruppen erarbeitet.
In der Regel erstellen die Fachgremien Musterentwürfe der Unfallverhütungsvor-
schriften, die anschließend dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
zur Genehmigung vorgelegt werden. Nach Prüfung und Abstimmung mit den Län-
dern erteilt das Ministerium einen so genannten Genehmigungsvorbescheid, der an
die Unfallversicherungsträger zurückgeht. Die Vertreterversammlungen beschlie-
ßen die für die erforderlichen UVV notwendigen Zustimmungen oder Änderungen
und reichen diese zur endgültigen Genehmigung an das Ministerium wieder ein.
Erfolgt jetzt die Genehmigung, kann die UVV (BGV) öffentlich bekannt gegeben
werden und ist sowohl vom Unternehmer als auch vom Versicherten durchzufüh-
ren und zu beachten. Sie erhält für die versicherten Unternehmen damit Gesetzes-
kraft (autonomes Recht der Unfallversicherungsträger).

Obwohl die berufsgenossenschaftlichen Vorschriften in den wesentlichen Teilen
identisch sind, gibt es aber leider dennoch Unterschiede für jede einzelne Berufs-
genossenschaft. Jeder Arbeitgeber sollte sich deshalb die für seine BG gültigen
Vorschriften besorgen bzw. über den Technischen Aufsichtsbeamten, der ihn ohne-
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hin regelmäßig besucht, informieren. Auch die Betriebsärzte sowie die Fachkraft
für Arbeitssicherheit bzw. Sicherheitsingenieure können hier die entsprechende
Hilfe geben.
Die Zahl der UVV (jetzt BGV) ist kaum mehr überschaubar. Jede BG, und davon
gibt es auch wieder zahlreiche (siehe oben), hat ihre eigenen Vorschriften heraus-
gegeben. Dies ist teilweise auch verständlich, weil jede BG eine unterschiedliche
Klientel an Unternehmen mit unterschiedlicher Aufgabenstellung betreut.

3.2.2 Das berufsgenossenschaftliche Regelwerk
Seit längerer Zeit gibt es nun Bestrebungen, in den Dschungel staatlicher und
berufsgenossenschaftlicher Vorschriften mehr Transparenz zu bringen, um somit
eine bessere Übersicht zu haben, auch Doppelregelungen von Seiten des Staates
sowie der Berufsgenossenschaften zu vermeiden.
Durch das Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Unfallversicherung
(Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz – UVMG) vom 30. Oktober 2008
(BGBl. I S. 2130) sind sehr viele Vereinfachungen von bisher sehr unübersicht-
lichen Regeln (BGV, BGR, BGI, BGG) erfolgt.
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV) hat ein BGVR-Ver-
zeichnis „Berufsgenossenschaftliche Vorschriften und Regeln für Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit“ herausgegeben, das in Broschürenform beim Carl Hey-
manns Verlag Köln verlegt wurde und über die Berufsgenossenschaft abrufbar ist.
Darin befindet sich eine Gesamtübersicht aller momentan gültigen Vorschriften.
Im Internet kann man in der Online-Bibliothek unter www.arbeitssicherheit.de/de/
html/bgvr-verzeichnis diese auch als pdf-Datei herunterladen (74 Seiten). Auf 28
Seiten findet man hier ein sehr ausführliches Stichwortverzeichnis, aus dem man
sich die gewünschte und gesuchte Vorschrift auswählt und sich dann entsprechend
der Bestell-Nr. bestellen kann.
Nachdem die Fusionen der Berufsgenossenschaften sowie der Unfallkassen abge-
schlossen sind, hat die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) ab
1. Mai 2014 begonnen, das gesamte Regelwerk umzustellen und die bisherige
Trennung zwischen berufsgenossenschaftlichen Vorschriften (BGV) und denen
der Unfallkassen (GUV-V) durch eine einheitliche Nomenklatur aufzuheben.
Damit wird die Handhabung der Schriften wesentlich vereinfacht.
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Künftig wird es die berufsgenossenschaftlichen Dokumente nur noch in den nach-
folgenden 4 Kategorien geben:

Teilweise übersteigen bei der Numerierung derzeitig die Anzahl der jeweiligen
Dokumente die Zahl 100, so dass künftig eine zusätzliche Zahl benötigt wird, zum
Beispiel 100-xx, wenn nicht mehrere Dokumente zusammengefasst werden soll-
ten.

Es ist jetzt schon möglich, sich unter www.dguv.de/publikationen (Transferliste)
eine Übersicht zu verschaffen und hier auch bereits verfügbare Schriften zu bestel-
len, um sie gegen bisherige auszutauschen.

Es wird aber sicher 3-5 Jahre dauern, bis alle Unfallverhütungsvorschriften,
Regeln, Informationen und Grundsätze in der neuen Form vorliegen. Bis dahin gel-
ten die bisherigen weiter und sollten schrittweise ausgetauscht werden, wenn neue
Dokumente vorliegen.

Folgende Begriffe sind zur Zeit noch parallel zu beachten:
• BGV = DGUV Vorschriften für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 

(vorher UVV-VBG)
• BGR = DGUV Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 

(vorher ZH 1)
• BGI   = DGUV Informationen (vorher ZH 1)
• BGG = DGUV Grundsätze (vorher ZH 1)

Der Bundesverband der Unfallkassen (BUK) hat sich der Nomenklatur des Haupt-
verbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVBG) angeschlossen und
im Frühjahr 2002 beschlossen, dass ab 1. Oktober 2002 die Nummerierung des
Regelwerkes dem der HVBG angeglichen werden soll.

DGUV Vorschriften Numerierung von 1-99

DGUV Regeln Numerierung von 100-199

DGUV Informationen Numerierung von 200-299

DGUV Grundsätze Numerierung von 300 aufwärts

Aus diesem Grunde wird nachfolgend noch das bisherige Regelwerk
beschrieben und durch die bereits bekannten neuen Bezeichnungen ergänzt.

Es ist sicher nicht auszuschließen, dass durch die dann zweimalige Umstellung
innerhalb kleiner Zeiträume Verwirrungen nicht vermeidbar sein werden.
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Um eine eigene Identität zu bewahren, sind die Buchstaben GUV (Gemeinde-
unfallversicherungsverband) bislang erhalten geblieben und wurden jeweils durch
einen Zusatzbuchstaben kenntlich gemacht, um welchen Charakter der Vorschrift
es sich handelt.
Diese Trennung wird künftig (seit dem 1. April 2014) aufgehoben, da sich die
gewerblichen Berufsgenossenschaften und die Unfallkassen zur Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zusammengeschlossen haben.
Nachfolgend noch die bisherigen Nomenklaturen:.

3.2.2.1 Berufsgenossenschaftliche Vorschriften (DGUV Vorschriften 
– früher BGV)

Die BG Vorschriften benennen Schutzziele sowie branchen- und verfahrenspezifi-
sche Forderungen an den Arbeits- und Gesundheitsschutz und haben die höchste
Rechtsqualität. Sie sind autonomes Satzungsrecht, das heißt, sie sind für die je-
weiligen Mitgliedsbetriebe innerhalb ihrer Berufsgenossenschaft rechtsverbindlich.
Um die Sache etwas überschaubarer zu machen, wurde die bisherige durchgehende
Nummerierung verlassen und in 4 neue Kategorien von BGV eingeteilt, die nach
BGV A (Ziffer) bis BGV D (Ziffer) geordnet wurden:
• Allgemeine Vorschriften/Betriebliche Arbeitsschutzorganisation BGV A
• Einwirkungen BGV B
• Betriebsart/Tätigkeiten BGV C
• Arbeitsplatz/Arbeitsverfahren BGV D
Die Nummerierung ist so gewählt, dass alle BG-Vorschriften die gleichen Ziffern
verwenden, wenngleich auch zum Teil inhaltliche Unterschiede bestehen. Zur bes-
seren Übersicht erhalten die berufsgenossenschaftlichen Regeln (BGR) als aner-
kannte Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit die gleiche Ziffer (so
gehört z.B. jetzt zur BGV D36 auch die BGR D36 – Leitern und Tritte).

Inhalte Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften

Unfallkassen

Unfallverhütungsvorschriften BGV GUV-V

Regeln für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz

BGR GUV-R

Informationen BGI GUV-I

Grundsätze BGG GUV-G
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Da noch viele Vorschriften mit alter und auch bereits zahlreiche mit neuer Bezeich-
nung parallel existieren, nennt die nachfolgende Übersicht eine Auswahl wichtiger
Vorschriften mit beiden Bezeichnungen nebeneinander. 

Es muss noch einmal betont werden, dass es im Moment relativ schwierig ist, sich
in dem Wirrwarr von unterschiedlichen Bezeichnungen der gleichen Sache
zurechtzufinden. 

Tab. 3.1: Vergleich von alten und neuen Vorschriften (BGV, VBG, DGUV) (Auswahl) 

Um die Übergangzeit zwischen verschiedenen Nomenklaturen besser über-
brücken zu können, werden alle bisherigen und teilweise noch gültigen
Bezeichnungen neben den neuen DGUV-Schriften parallel verwendet. Dane-
ben sind viele bisherige Vorschriften bereits aufgehoben, in andere integriert
oder durch neue ersetzt worden.

Deshalb nochmals der Appell:
Sobald die neuen DGUV-Schriften abrufbar sind, sollten sie unbedingt
ersetzt werden.

Bei allen Schriften (Vorschriften, Regeln, Informationen und Grundsätzen)
wird stets die Bezeichnung „DGUV Vorschrift..., DGUV Regel..., DGUV
Information... und DGUV Grundsatz...“ vorangesetzt.

BGV-Nr. VBG-Nr. DGUV-Nr. Titel der Schriften

BGV A1 VBG 001 Vorschrift 1 Grundsätze der Prävention

(BGV A2) VBG 122/123 Vorschrift 2 der
jeweiligen 
Berufsgenossen-
schaft

Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit (auf-
gehoben seit 2011, durch die DGUV Vorschrift 2 
ersetzt

BGV A3 VBG 004 Vorschrift 3 Elektrische Anlagen und Betriebsmittel (seit 1. Januar 
2005)

(BGV A4) VBG 100 – Seit 2008 (18. Dezember) nicht mehr gültig, wurde 
durch die ArbMedVV abgelöst

(BGV A5) VBG 109 – Erste Hilfe (ab 1. Januar 2004 durch BGV A1 abgelöst)

(BGV A6) VBG 122 Vorschrift 2 Fachkräfte für Arbeitssicherheit (ab 2005 in BGV A2 
umgewandelt, ab 2011 DGUV Vorschrift 2)

(BGV A7) VBG 123 Vorschrift 2 Betriebsärzte (ab 2005 in BGV A2 umgewandelt, ab 
2011 DGUV Vorschrift 2)

BGV A8 VBG 125 Vorschrift 9 Sicherheits- und Gesundheitskennzeichnung am 
Arbeitsplatz, wird schrittweise durch die GHS-Verord-
nung bis 2015 abgelöst

GUV-V A8 – Vorschrift 10 Sicherheits- und Gesundheitskennzeichnung am 
Arbeitsplatz, wird schrittweise durch die GHS-Verord-
nung bis 2015 abgelöst
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3.2.2.2 Berufsgenossenschaftliche Regeln (DGUV Regeln – 
früher BGR)

DGUV Regeln richten sich in erster Linie an den Unternehmer und sollen ihm Hil-
festellungen bei der Umsetzung seiner Pflichten aus staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften und/oder DGUV Vorschriften geben. Sie zeigen ihm Wege auf, wie
Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheitsschäden ver-
mieden werden können.

DGUV Regeln dienen der Konkretisierung und Erläuterung von DGUV Vorschrif-
ten und staatlichen Arbeitsschutzvorschriften. Sie enthalten selbst keine neuen
Anforderungen, sondern vor allem diejenigen Dinge, die früher in Durchführungs-
anweisungen aufgenommen wurden sowie zusätzliches berufsgenossenschaft-

(BGV B3) VBG 121 – Lärm (ungültig, durch Lärm- und Vibrationsschutzver-
ordnung ersetzt)

(BGV B6) VBG 61 – Gase (aufgehoben, inhaltlich aufgenommen in BGR 
500 Kapitel 2.33)

(BGV B7) VBG 62 – Sauerstoff (aufgehoben, inhaltlich in BGR 500 Kapitel 
2.32 übernommen)

BGV B11 VBG 25 Vorschrift 15 Elektromagnetische Felder

GUV-V B11 – Vorschrift 15 Elektromagnetische Felder

(BGV C4) VBG 102 – Biotechnologie (aufgehoben siehe § 5 BGV B12)

BGV C7 VBG 68 Vorschrift 23 Wach- und Sicherheitsdienste

GUV-V C7 – Vorschrift 23 Wach und Sicherheitsdienste

(BGV C8) VBG 103 – Gesundheitsdienst (seit 2004 ungültig)

BGV C9 VBG 120 Vorschrift 25 Kassen

GUV-V C9 – Vorschrift 26 Kassen

BGV C17 VBG 29 Vorschrift 33 Stahlwerke

BGV C22 VBG 37 Vorschrift 38 Bauarbeiten

GUV-V C22 – Vorschrift 39 Bauarbeiten

BGV C27 VBG 126 Vorschrift 43 Müllbeseitigung

GUV-V C27 – Vorschrift 44 Müllbeseitigung

BGV C28 VBG 34 Vorschrift 45 Schiffbau

GUV-V C28 – Vorschrift 46 Schiffbau

(BGV D1) VBG 15 – Schweißen, Schneiden und verwandte Verfahren (seit 
1. Januar 2005 außer Kraft)

BGV D6 VBG 9 Vorschrift 52 Krane

GUV-V D6 – Vorschrift 53 Krane

BGV D29 VBG 12 Vorschrift 70 Fahrzeuge

GUV-V D29 – Vorschrift 71 Fahrzeuge

BGV-Nr. VBG-Nr. DGUV-Nr. Titel der Schriften
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liches Erfahrungsgut, wie z.B. Lösungsansätze, Erläuterungen, Bezüge zu staat-
lichen Vorschriften, Technische Regeln und Normen. DGUV Regeln sind somit
allgemein anerkannte Regeln für Sicherheit und Gesundheitsschutz.

Bei Beachtung der in den DGUV Regeln enthaltenen Empfehlungen kann der
Unternehmer davon ausgehen, dass er die in den DGUV Vorschriften geforderten
Schutzziele erreicht. Er kann natürlich auch andere Lösungen anwenden, wenn die
Sicherheit und der Gesundheitsschutz in gleicher Weise gewährleistet werden kön-
nen. Sollte es aber für die Konkretisierung staatlicher Arbeitsschutzmaßnahmen
Technische Regeln geben, sind diese vorrangig zu beachten.

Tab. 3.2: Gegenüberstellung von ZH1-Schriften, BGR-Schriften und den neuen DGUV
Regeln 

3.2.2.3 Berufsgenossenschaftliche Informationen 
(DGUV Informationen – früher BGI)

In dieser Ebene werden bestimmte spezielle Veröffentlichungen für bestimmte
Branchen, Tätigkeiten, Arbeitsmittel, Zielgruppen etc. zusammengefasst. Wäh-
rend die Schriften der ersten beiden Ebenen von berufsgenossenschaftlichen Fach-
ausschüssen erarbeitet werden, sind für die BG-Informationen die Einzelberufs-
genossenschaften zuständig.

Da in zahlreichen Unternehmen noch ZH1-Schriften vorhanden sind, sollten
diese durch die derzeitigen DGUV Regeln und DGUV Informationen ausge-
tauscht werden. Da auch noch Schriften BGR und BGI existieren, werden
einige Schriften als Beispiele gegenübergestellt.

BGR-Nr. ZH 1-Nr. DGUV Regel Inhalt

BGR A1 – Regel 100-001 Grundlagen der Prävention

GUV-R A1 – Regel 100-002 Grundlagen der Prävention

BGR B11 ZH 1/257 Regel 103-013 Elektromagnetische Felder

GUV-R B11 – Regel 103-014 Elektromagnetische Felder

BGR 110 ZH 1/36 Regel 110-001 Gaststätten

BGR 111 ZH 1/37 Regel 110-002 Arbeiten in Küchenbetrieben

GUV-R 111 – Regel 110-003 Arbeiten in Küchenbetrieben

BGR 120 ZH 1/119 – Laboratorien (fortgeschrieben als TRGS 526)

BGR 127 ZH 1/178 Regel 114-004 Deponien

GUV-R 127 – Regel 114-005 Deponien

BGR 202 ZH 1/225 Regel 108-005 Verkaufsstellen
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Tab. 3.3: Gegenüberstellung von ZH1-Schriften, BGI-Schriften und den neuen DGUV
Informationen 

3.2.2.4 Berufsgenossenschaftliche Grundsätze 
(DGUV Grundsätze – früher BGG)

Nicht zu den BG-Regeln oder BG-Informationen gehören die Grundsätze für die
Prüfung von technischen Arbeitsmitteln oder die arbeitsmedizinischen Grund-
sätze, wie sie bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge Anwendung finden (siehe
Kapitel 4.9). Sie werden später noch ausführlich dargestellt.

3.2.3 DGUV Vorschrift 1 (früher BGV A1/GUV-V A1) 
Grundsätze der Prävention und 
DGUV Regel 100-001 (früher BGR A1)

Am 1. Oktober 2014 (bei einigen Berufsgenossenschaften – z.B. BGHW – bereits
zum 1. August 2014) trat die neue Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der
Prävention“ in Kraft. Damit ist die bisherige BGV A1/GUV-V A1 außer Kraft
gesetzt.

Der Hauptgrund dieser Neuregelung war neben der Vereinheitlichung aller berufs-
genossenschaftlichen Materialien auch die Zusammenführung bisher noch unter-
schiedlicher Dokumente von gewerblichen Berufsgenossenschaften sowie den
Unfallversicherungsträgern der öffentlichen Hand.

Mit gleichem Datum erfolgt der Wechsel von der alten BGR A1 zur neuen Regel
DGUV Regel 100-001, in der ergänzende Erläuterungen zur Vorschrift 1 zu finden
sind.

Die Vorschrift 1 führt Arbeitsschutzvorschriften und berufsgenossenschaftliches Sat-
zungsrecht aller Berufsgenossenschaften in einem einzelnen Regelwerk zusammen.
Somit ist diese Vorschrift für alle am Arbeits- und Gesundheitsschutz beteiligten Per-
sonen eine der wichtigsten Vorschriften. Sie beschreibt die allgemeinen Pflichten für

BGI-Nr. ZH 1-Nr. DGUV Information Inhalt

BGI 504 ZH 1/600 Information 250-401 Handlungsanleitung für die arbeitsmedizinische 
Vorsorge

BGI 506 ZH 1/1 Keine neue Nummer Die gesetzliche Unfallversicherung

BGI 508 ZH 1/5.2 Information 211-001 Übertragung von Unternehmerpflichten

BGI 509 ZH 1/142 Information 204-022 Erste Hilfe im Betrieb

BGI 522 ZH 1/24.2 zurückgezogen Gefahrstoffe

BGI 650 ZH 1/418 Information 215-410 Bildschirm- und Büroarbeitsplätze-Leitfaden für 
die Gestaltung
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Unternehmer und Versicherte gleichermaßen und nennt eine Reihe von Regelungen,
die bisher in anderen Unfallverhütungsvorschriften zu finden waren. Durch Zusam-
menführung von bisherigen Einzelvorschriften sowie den Wegfall von Detailvor-
schriften wird somit die Eigenverantwortung des Unternehmers für den betrieblichen
Arbeitsschutz gestärkt. Die seit Oktober 2014 geltende Verordnung ist ein deutlicher
Beitrag zum Bürokratieabbau bei der gesetzlichen Unfallversicherung.

Ohne zunächst auf Einzelheiten einzugehen, gibt die nachfolgende Aufstellung
den Inhalt der Unfallverhütungsvorschrift „DGUV Vorschrift 1: Grundsätze der
Prävention“ (früher BGV A1/GUV-V A1) wieder.
Erstes Kapitel – Allgemeine Vorschriften
– Geltungsbereich von Unfallverhütungsvor-

schriften (§ 1)

Zweites Kapitel – Pflichten des Unternehmers
– Grundpflichten des Unternehmers (§ 2)
– Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 

Dokumentation, Auskunftspflichten (§ 3)
– Unterweisung der Versicherten (§ 4)
– Vergabe von Aufträgen (§ 5)
– Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer (§ 6)
– Befähigung für Tätigkeiten (§ 7)
– Gefährliche Arbeiten (§ 8)
– Zutritts- und Aufenthaltsverbote (§ 9)
– Besichtigung des Unternehmens, Erlass einer

Anordnung, Auskunftspflicht (§ 10)
– Maßnahmen bei Mängeln (§ 11)
– Zugang zu Vorschriften und Regeln (§ 12)
– Pflichtenübertragung (§ 13)
– Ausnahmen (§ 14)

Drittes Kapitel – Pflichten der Versicherten
– Allgemeine Unterstützungspflichten und

Verhalten (§ 15)
– Besondere Unterstützungspflichten (§ 16)
– Benutzung von Einrichtungen, Arbeits-

mitteln und Arbeitsstoffen (§ 17)
– Zutritts- und Aufenthaltsverbote (§ 18)

Viertes Kapitel – Organisation des betriebli-
chen Arbeitsschutzes
Erster Abschnitt – Sicherheitstechnische und
betriebsärztliche Betreuung, Sicherheitsbe-
auftragte
– Bestellung von Fachkräften für Arbeits-

sicherheit und Betriebsärzten (§ 19)
– Bestellung und Aufgaben von Sicherheits-

beauftragten (§ 20)

Zweiter Abschnitt – Maßnahmen bei besonderen
Gefahren
– Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(§ 21)
– Notfallmaßnahmen (§ 22)
– Maßnahmen gegen Einflüsse des Wetterge-

schehens (§ 23)
Dritter Abschnitt – Erste Hilfe
– Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(§ 24)
– Erforderliche Einrichtungen und Sachmittel

(§ 25)
– Zahl und Ausbildung der Ersthelfer (§ 26)
– Zahl und Ausbildung der Betriebssanitäter (§

27)
– Unterstützungspflichten der Versicherten 

(§ 28)

Vierter Abschnitt – Persönliche Schutzaus-
rüstungen
– Bereitstellung (§ 29)
– Benutzung (§ 30)
– Besondere Unterweisungen (§ 31)

Fünftes Kapitel – Ordnungswidrigkeiten
– Ordnungswidrigkeiten (§ 32)
Sechstes Kapitel – Aufhebung von Unfallver-
hütungsvorschriften
– Aufhebung von Unfallverhütungsvor-

schriften (§ 33)
Siebtes Kapitel – Inkrafttreten
– Inkrafttreten (§ 34)
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Nachfolgend soll auf einige Besonderheiten, Schwerpunkte und Änderungen der
DGUV Vorschrift 1 hingewiesen werden. Dies kann aber nicht das Studium der
gesamten Vorschrift ersetzen. Jeweilige Erläuterungen und Fallbeispiele findet
man in der DGUV Regel 100-001 als Ergänzung zur DGUV Vorschrift 1 „Grund-
lagen der Prävention“. Beide Dokumente sollten in jedem Unternehmen vorhanden
sein. Sie werden kostenlos von der jeweiligen Berufsgenossenschaft zur Verfügung
gestellt

3.2.3.1 Geltungsbereich
Der § 1 legt eindeutig fest, dass sowohl die Unternehmer als auch die Versicherten
Adressaten dieser berufsgenossenschaftlichen Unfallverhütungsvorschrift sind. Es
sind Inhalte des § 16 SGB VII (Sozialgesetzbuch VII) eingebunden, um ausländi-
sche Unternehmen und Beschäftigte in den Geltungsbereich der Unfallverhütungs-
vorschrift aufzunehmen.

3.2.3.2 Pflichten des Unternehmers
Im § 2, dem Kernelement der Grundlagenvorschrift, sind die Pflichten des Unter-
nehmers, also des Arbeitgebers, konkret formuliert. Insbesondere wird auf die
Pflichten aus staatlichen Arbeitsschutzvorschriften hingewiesen.

Wichtig für den Arbeitgeber ist der Hinweis in Absatz 4 des § 2, dass er keine
sicherheitswidrigen Anweisungen erteilen darf, gleichermaßen wird der Arbeit-
nehmer im § 15 angehalten, evtl. sicherheitswidrigen Anweisungen nicht befolgen
zu müssen.

3.2.3.3 Gefährdungsbeurteilung
Die Wichtigkeit der Erarbeitung von Gefährdungsbeurteilungen sowie die sich
daraus ergebenden Maßnahmen sind in § 3 konkretisiert und stehen nun im Ein-
klang mit Regelungen des Arbeitsschutzgesetzes. Die Pflicht zur Unterweisung der
Versicherten wurde durch die Pflicht zur Dokumentation dieser Unterweisung
(§ 4) erneut festgeschrieben.

Anlagen:
Anlage 1 –
zu § 2 Abs. 1 Staatliche Arbeitsschutzvorschriften
Anlage 2 – 
zu § 26 Abs. 2  Voraussetzungen für die Ermächtigung als Stelle für die Aus- und Fortbildung in 

der Ersten Hilfe

Seite 77 von 412



78

BG als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

Breiter Raum wird in der DGUV Regel 100-001 der Gefährdungsbeurteilung
gewidmet, um deren Wichtigkeit nochmals zu unterstreichen und schafft eine
Querverbindung zur Betriebssicherheitsverordnung hinsichtlich Art, Umfang und
Fristen erforderlicher Prüfungen an Arbeitsmitteln und Einrichtungen.

3.2.3.4 Kooperation mehrerer Unternehmen
Frühere Schwachstellen sind durch die §§ 5 und 6 beseitigt. Sind mehrere Unter-
nehmen an einer gemeinsamen Aufgabe beteiligt oder arbeiten Versicherte eines
Unternehmers im Betrieb seines Partners, müssen sich beide Unternehmen gegen-
seitig bei der Gefährdungsabschätzung unterstützen und bei Gefährdungsbeurtei-
lungen kooperieren. Es wird die Zusammenarbeit auf der Grundlage des § 8 des
Arbeitsschutzgesetzes besonders unterstrichen.

3.2.3.5 Befähigung für Tätigkeiten
Die Sorgfaltspflicht des Unternehmers, sich davon zu überzeugen, dass Versicherte
auch in der Lage sind, die angeordnete Tätigkeit ohne Gefahren für sich oder
andere Personen ausüben zu können, erhält mit dem neuen § 7 eine deutliche Auf-
wertung. War der bisherige § 38 der BGV A1 nur auf Alkohol oder andere berau-
schende Mittel beschränkt, erfährt er jetzt eine deutliche Ausweitung. Die zwar all-
gemein gehaltene Formulierung des Abs. 2 „Der Unternehmer darf Versicherte,
die erkennbar nicht in der Lage sind, eine Arbeit ohne Gefahr für sich und andere
auszuführen, mit dieser Arbeit nicht beschäftigen“ beinhaltet aber alle Zustände,
die dazu führen können, dass eine Arbeit zur Gefährdung werden kann. Es ist also
ohne Belang, welche Ursachen vorliegen, es gilt ausschließlich das Schutzziel –
keine Gefährdung. Das gleiche Ziel der Vermeidung von Gefährdung verfolgt der
§ 8, der aber auf Detailregelungen wie bisher verzichtet.

3.2.3.6 Bekanntmachung von Arbeitsschutzvorschriften
Der bisherige § 7 Abs. 1 verlangte vom Unternehmer, dass er bestimmte Arbeits-
schutzvorschriften „auszulegen“ oder „auszuhängen“ hat. Modernen Methoden
der Informationstechnik Rechnung tragend, können die entsprechenden Texte auch
in einer anderen Form „zugänglich gemacht werden“ (§ 12).

3.2.3.7 Pflichten der Versicherten
Die Verpflichtung zur Eigen- und Fremdvorsorge des Versicherten bildet einen
Schwerpunkt der DGUV Vorschrift 1. Der Versicherte hat für seine eigene und für
die Sicherheit und Gesundheit von Personen zu sorgen, die von seinem Handeln
oder Unterlassen betroffen sein könnten.
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Der § 15 Abs. 2 verweist eindrücklich noch einmal darauf, dass Versicherte sich
durch den Konsum von Alkohol, Drogen oder anderen berauschenden Mitteln
nicht in einen Zustand versetzen dürfen, durch den sie sich selbst oder andere
gefährden können. Es muss darauf hingewiesen werden, dass diese Vorgaben
nicht nur für Arbeitsunfälle gelten, sondern auch bei Wegeunfällen wirksam wer-
den.

Gleiches gilt auch für die Einnahme von Medikamenten (§ 15 Abs. 3).

3.2.3.8 Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit, Betriebs-
ärzten und Sicherheitsbeauftragten

Auf die Pflicht zur Bestellung von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssi-
cherheit auf der Grundlage des Arbeitssicherheitsgesetzes verweist der § 19,
gleichzeitig auch auf die Förderung der Zusammenarbeit zwischen Unternehmer,
Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit.

Die Bestellung sowie die Aufgaben von Sicherheitsbeauftragten (§ 20) haben
einen neuen Inhalt bekommen.

Ausgangspunkt ist nach wie vor, dass in Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftig-
ten Sicherheitsbeauftragte bestellt werden müssen. Bisher wurden die inhaltlichen
Vorgaben an der Betriebsgröße und der Branche festgemacht. Die neue Vorschrift
beschränkt sich auf die Formulierung von fünf Kriterien, die bei der Bestellung von
Sicherheitsbeauftragten zu erfüllen sind und trägt damit den konkreten Erforder-
nissen des jeweiligen Unternehmens Rechnung.

Kriterien für die Anzahl der Sicherheitsbeauftragten sind:

1. Im Unternehmen bestehende Unfall- und Gesundheitsgefahren (Gefährdungs-
beurteilungen),

2. Räumliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

3. Zeitliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

4. Fachliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten,

5. Anzahl der Beschäftigten

Auf dieser Grundlage hat jeder Arbeitgeber zu prüfen, welche und wie viel Sicher-
heitsbeauftragte für sein Unternehmen notwendig sind.
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3.2.3.9 Organisation der „Ersten Hilfe“ im Betrieb
Mit den §§ 24 bis 28 der DGUV Vorschrift 1 werden wichtige Anforderungen an
den Unternehmer gestellt, damit die Erste Hilfe und die Rettung aus Gefahr im
Unternehmen jederzeit gesichert ist. Dazu gehört neben den erforderlichen Ein-
richtungen und Sachmitteln auch das erforderliche Personal.

Es müssen in geeigneter Form Aushänge vorhanden sein, aus denen rasch Hin-
weise zur Ersten Hilfe, Notruf und Rettungseinrichtungen, das entsprechende
Erste-Hilfe-Personal sowie anzufahrende Krankenhäuser zu entnehmen sind.

Wichtig ist auch, dass die Erste-Hilfe-Maßnahmen zu dokumentieren sind und fünf
Jahre verfügbar gehalten werden.

Ferner hat er dafür zu sorgen, dass nach einem Unfall sofort Erste Hilfe geleistet
werden kann und die notwendige ärztliche Versorgung veranlasst wird. Wichtig
sind auch die Festlegungen, wer nach erfolgter Hilfeleistung die verbrauchten
Materialien wieder ergänzt bzw. eine Kontrolle der Rettungsmittel in festgelegten
Zeitabschnitten vornimmt (§ 25).

Sanitätsräume oder vergleichbare Einrichtungen (§ 25) müssen vorhanden sein:
• in einer Betriebsstätte mit mehr als 1000 dort beschäftigten Versicherten
• in einer Betriebsstätte mit 1000 oder weniger, aber mehr als 100 dort beschäf-

tigten Versicherten, wenn ihre Art und das Unfallgeschehen nach Art, Schwere
und Zahl der Unfälle einen gesonderten Raum für Erste Hilfe erfordern,

• auf einer Baustelle mit mehr als 50 dort beschäftigten Versicherten

In Kindertageseinrichtungen, allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen
sowie Hochschulen hat der Unternehmer geeignete Liegemöglichkeiten oder
geeignete Räume mit Liegemöglichkeit zur Erstversorgung von Verletzten in der
erforderlichen Zahl vorzuhalten.

Einzelheiten zur Ausstattung solcher Sanitätsräume oder Sanitätscontainer sind in
der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR A4.3 vom Dezember 2010) „Erste-
Hilfe-Räume, Mittel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe“ aufgeführt.

Für jeden Versicherten muss der Zugang zum Erste-Hilfe-Material (Verbandkas-
ten) jederzeit möglich und leicht erreichbar sein. Das Material ist in ausreichender
Menge bereitzuhalten, muss ständig ergänzt bzw. erneuert werden und gegen
schädliche Einflüsse geschützt werden.

In der Regel gibt es einen 
• Großen Verbandkasten (nach DIN 13 169 „Verbandkasten E“) sowie einen 
• kleinen Verbandkasten (nach DIN 13 157 „Verbandkasten C“).
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Welcher Verbandkasten und welche Menge an Verbandkästen und Material für
welche Betriebsart entsprechend der Anzahl der Versicherten vorzuhalten ist, wird
mit der Durchführungsanweisung zu § 5 geregelt. Die Tabelle 2 der ASR A4.3 lis-
tet im Detail den notwendigen Inhalt der Verbandkästen auf.

Der § 26 regelt etwas genauer die Zahl der Ersthelfer, da der Unternehmer die Ver-
pflichtung hat, Ersthelfer für die Erste-Hilfe-Leistung in einer entsprechenden
Anzahl zu benennen und entsprechend auszubilden bzw. ausbilden zu lassen:

• bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicherten ein Ersthelfer,
• bei mehr als 20 anwesenden Versicherten 5 % in Verwaltungs- und Handelsbe-

trieben, 10 % in sonstigen Betrieben.
• in Kindertageseinrichtungen ein Ersthelfer je Kindergruppe
• in Hochschulen 10 % der Versicherten 

Abweichungen von diesen Zahlen sind möglich nach Rücksprache mit der jewei-
ligen Berufsgenossenschaft.

Als Ersthelfer dürfen nur Personen eingesetzt werden, die ihre Ausbildung durch
eine entsprechende Ausbildungseinrichtung erfahren haben (Anlage 2 der neuen
DGUV Vorschrift 1). Dazu zählen 
• Arbeiter-Samariter-Bund Deutschlands [ASB], 
• Deutsches Rotes Kreuz [DRK], 
• Johanniter-Unfall-Hilfe [JUH] oder 
• Malteser-Hilfsdienst [MHD]. 

Daneben ist die Ausbildung auch bei einer von den Berufsgenossenschaften aner-
kannten sonstigen Ausbildungsstätte möglich.

Die Ausbildung soll einen angemessenen Zeitraum umfassen und ist in der Regel
alle 2 Jahre zu wiederholen (§ 26 Abs. 3).

Betriebssanitäter (§ 27) müssen dem Unternehmen zur Verfügung stehen, wenn
• in einem Betrieb mehr als 1500 Versicherte anwesend sind,
• in einem Betrieb mehr als 250 Versicherte anwesend sind und nach Art, Schwe-

re und Zahl der Unfälle dieser Einsatz erforderlich wird,
• auf einer Baustelle mehr als 100 Versicherte anwesend sind.

Die Anforderungen an einen Betriebssanitäter werden höher angesetzt, ebenso die
Aus- und Weiterbildung dieser Personen (§ 27).

Seite 81 von 412



82

BG als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

Für die Ausbildung in Erster Hilfe und zum Ersthelfer hat sich jeder Versicherte im
Rahmen seiner Unterstützungspflichten (§ 28 DGUV Vorschrift 1) zur Verfügung
zu stellen, wenn nicht besondere persönliche Gründe dagegen sprechen.

Ein bisher wenig beachteter Umstand der Ersthelfer bestand darin, dass es keine
gesetzliche Regelung gab, die sie im Fall einer eigenen Verletzung bei ihrem Ein-
satz gegenüber Infektionsgefährdung durch Kontakt mit Blut oder anderen Körper-
flüssigkeiten von verunfallten Personen schützt, denen sie erste Hilfe leisten.

Da es sich hier um eine Hilfeleistung im „betrieblichen Auftrag“ handelt, hat auch
das Unternehmen dafür zu sorgen, dass ein ausreichender Schutz seiner Mitarbei-
ter, die sich als Ersthelfer zur Verfügung stellen, gewährleistet wird.

Die Ständige Impfkommission (STIKO) am Robert Koch-Institut Berlin gibt all-
jährlich im Sommer ein Epidemiologisches Bulletin (letzte Ausgabe Nr. 34/2014
vom August 2014) heraus, in dem bei den empfohlenen Impfungen unter Hepatitis
B zu lesen ist, dass bei „möglichem Kontakt mit infiziertem Blut oder infizierten
Körperflüssigkeiten (Gefährdungsbeurteilung durchführen), z.B… (auch bei)
ehrenamtlichen Ersthelfern…“ die Impfung gegen Hepatitis B empfohlen wird.

Da bei einer Hilfeleistung, insbesondere bei Verletzungen aller Art im produzie-
renden Gewerbe, aber auch in allen anderen Branchen, eine potenzielle Gefähr-
dung für den Ersthelfer durchaus bestehen kann, ist es besonders wichtig, wie an
anderer Stelle ebenfalls schon betont, eine Gefährdungsbeurteilung zu erarbeiten,
in die im positiven Fall auch der Impfschutz für Hepatitis B aufzunehmen ist.

Ein Gegenargument hört man immer wieder, dass man ja eine Hilfeleistung immer
nur mit einem entsprechenden Schutz (Handschuhe oder sonstige Materialien)
durchführt bzw. durchführen sollte. Das ist zwar richtig, in der Praxis erlebt man
oft, dass in der gebotenen Eile oft der eigene Schutz defekt wird und nicht sofort
für einen sicheren Ersatz gesorgt werden kann. Ein präventiver (vorbeugender)
Schutz durch Impfung (Betriebsarzt) kann alle diese Sorgen ausräumen.

Sollte es zu einem so genannten „Bagatellunfall“ oder „Beinaheunfall“ gekommen
sein, ergibt sich meist keine Krankschreibung oder nur eine kurzfristige Arbeitsun-
fähigkeit. Diese Unfälle bleiben bei der Berufsgenossenschaft unberücksichtigt, da
ja eine Meldung erst bei einer Krankschreibung von mehr als drei Tagen an die
Berufsgenossenschaft durchgeführt werden muss. 

Für diese Art von Unfällen ist es besonders wichtig, dass jede auch noch so kleine
Verletzung in ein Verbandbuch eingetragen wird, welches in jedem Bereich des
Unternehmens vorhanden sein muss, häufig im Arbeitsraum der Ersthelfer oder an
einem anderen ausgewiesenen Ort, z. B. im Verbandkasten oder in dessen Nähe.
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Die Notwendigkeit dieses Eintrages ist deshalb besonders wichtig, auch wenn sie
manchmal belächelt wird, weil bei evtl. Folgeschäden (spätere Entzündung, erst
später festgestellte Knochen- oder Gelenkverletzung, Krankschreibung erst später
nach mehreren Tagen u.a.m.) der Nachweis zu führen ist, dass das primäre Ereignis
während der Arbeitstätigkeit passiert ist, ansonsten entfallen alle möglichen Ent-
schädigungsansprüche, die man bei der Berufsgenossenschaft sonst geltend
machen kann.

3.2.3.10 Bereitstellung und Umgang mit persönlicher 
Schutzausrüstung

Letztlich wird im Vierten Abschnitt (§§ 29–31) die Bereitstellung sowie die Benut-
zung und der Umgang mit persönlichen Schutzausrüstungen geregelt. Eine vorge-
sehene eigenständige Unfallverhütungsvorschrift zu diesem Thema wird es nicht
mehr geben.

Wichtig hierbei ist, dass der Unternehmer geeignete persönliche Schutzausrüstun-
gen in ausreichender Anzahl und zur persönlichen Verwendung am Arbeitsplatz
bereitzustellen hat. Er hat dafür zu sorgen, dass diese Schutzausrüstungen den EG-
Konformitätserklärungen entsprechen müssen.

Der Arbeitnehmer hat die Schutzausrüstungen bestimmungsgemäß zu benutzen,
regelmäßig auf ordnungsgemäßen Zustand zu überprüfen und festgestellte Mängel
dem Unternehmer unverzüglich zu melden (§ 30).

Darüber hinaus gilt auch die PSA-Benutzungsverordnung (siehe Kapitel 2.4).

3.2.3.11 Zusammenfassung
In der neuen Unfallverhütungsvorschrift „DGUV Vorschrift 1“ haben sich die
gewerblichen Berufsgenossenschaften und die Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand auf einheitliche Regelungen verständigt. In Ergänzung zu dieser
Vorschrift gibt es die neue DGUV Regel 100-001, die sehr viele und verständliche
Erläuterungen zu den einzelnen Paragrafen der Vorschrift 1 enthalten. Beide Doku-
mente sollten in keinem Unternehmen fehlen. Sie stellen eine wesentliche Grund-
lage für den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz dar.

Klar formuliert (§ 2 Abs. 1) wurde in der neuen Vorschrift, dass die in staatlichem
Recht festgelegten Maßnahmen zum Schutz von Versicherten auch für diejenigen
gelten, die keine Beschäftigten sind. Sie unterliegen den gleichen Rechtsvorschrif-
ten. Das betrifft insbesondere ehrenamtliche Kräfte, wie Mitarbeiter der freiwilli-
gen Feuerwehr, freiwillige Helfer im Pflegebereich sowie Kinder, Schüler und
Studierende beim Besuch von Einrichtungen.
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